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Eine inklusive Arbeitswelt bleibt unser Ziel! 
Forderungen des ver.di-Bundesarbeitskreises Behindertenpolitik 
zur Bundestagswahl 2017 

 

Die Umsetzung von Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in allen 

Lebens-, Arbeits- und Lernbereichen muss in allen politischen Bereichen mitgedacht werden. Die 

Verbesserungen durch das Bundesteilhabegesetz können nur als ein Schritt in die richtige 

Richtung betrachtet werden. Anspruch unserer gewerkschaftlichen Arbeit ist es, Menschen mit 

Behinderungen sowie denen, die von Behinderung bedroht sind, Unterstützung bei der 

Integration in den Arbeitsmarkt zu geben. Wir wollen zu einer Arbeitswelt beitragen, in der 

Menschen mit und ohne Behinderungen die gleichen Chancen auf eine Beschäftigung haben. 

Für eine Arbeitswelt, die diesen Ansprüchen genügt, sind die politischen und gesetzlichen 

Rahmenbedingungen zu schaffen. Von der kommenden Bundesregierung erwarten wir daher 

einen deutlichen Ausbau des Engagements für die Belange von Menschen mit Behinderungen.  

Konkret geht es uns um folgende Punkte: 

1. Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen 

Die Arbeitslosenquote der Menschen mit Schwerbehinderung ist in den letzten Jahren zwar 

zurückgegangen, aber im Vergleich zur allgemeinen Arbeitslosenquote (~6%) liegt sie mit 

über 13% noch immer mehr als doppelt so hoch. Damit die Schere nicht noch weiter 

auseinandergeht, fordert ver.di: 

a. Eine gestaffelte Erhöhung der Ausgleichsabgabe 

3%-5% 125€-> 250€ 

2%-3% 220€-> 500€ 

0%-2% 320€-> 750€ 

b. Die Wiedereinführung der Beschäftigungspflichtquote von 6% 

c. Klare gesetzliche Regelungen zur Ausbildung von (jungen) Menschen mit 

Behinderungen 
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2. Barrierefreiheit 

Allen Menschen muss der Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen barrierefrei möglich 

sein. Die Bereiche der öffentlichen Hand, die durch die Behindertengleichstellungsgesetze 

auf Bundes- und Länderebene geregelt werden, können hierbei nur ein Anfang sein. 

Notwendig ist es, die Barrierefreiheit in allen Bereichen, insbesondere der Privatwirtschaft, 

endlich spürbar voranzubringen. 

Unter anderem muss in der Arbeitsstättenverordnung (§3a Absatz 2) verankert werden, 

dass Arbeitgeber die barrierefreie Gestaltung von Arbeitsstätten grundsätzlich immer zu 

gewährleisten haben, nicht nur, wenn Menschen mit Behinderungen beschäftigt sind. 

Barrierefreiheit darf keine Sonderregelung sein, sie kommt am Ende allen Menschen zu 

Gute. 

3. Erhöhung der Steuerfreibeträge für Menschen mit Behinderungen 

Die Steuerfreibeträge für Menschen mit Behinderungen, die als Nachteilsausgleich dienen, 

sind seit Jahrzehnten gleichbleibend. Um die gestiegenen behinderungsbedingten 

Belastungen finanzieren zu können, sind die Steuerfreibeträge mindestens zu verdoppeln. 

4. Zugang zu EM/EU-Renten und Altersrente für Menschen mit 

Schwerbehinderung 

Das Rentenpaket 2014 der Großen Koalition hat zwar überfällige Verbesserungen für 

künftige Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner gebracht, diese sind jedoch 

keineswegs ausreichend. ver.di fordert, die Rente wegen Erwerbsminderung so zu 

gestalten, dass sie auch für ältere Beschäftigte erleichtert in Anspruch genommen werden 

kann. Folgende Maßnahmen sind dringend erforderlich: 

 Die Abschaffung der maximalen Zwangsabschläge von 10,8 Prozent und; 

 die Abschaffung der drei bis sechs-Stunden-Regeln und Wiedereinführung der 

Abgrenzungskriterien für volle und teilweise Erwerbsminderungsrenten (EM-Renten) 

"Voll- und Halbschichtigkeit".  

5. Strukturelle Stärkung der Schwerbehindertenvertretung  

Die derzeitige Bundesregierung hatte in ihrem Koalitionsvertrag die Stärkung der 

Schwerbehindertenvertretungen (SBV) angekündigt. Dies ist aus Sicht von ver.di auch 

dringend notwendig, um dem gestiegenen Arbeitsumfang und der erhöhten 

Arbeitsbelastung für die SBV gerecht zu werden. Zwar wurde die Ressourcenausstattung 

der SBV mit dem Bundesteilhabegesetz verbessert, aber grundlegende Probleme bleiben:  

 Viele Arbeitgeber beteiligen die SBV nur ungenügend und verstoßen damit gegen die 

Regelungen im SGB IX. Eine Sanktionierung findet so gut wie nie statt.  
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 Umstrukturierungen gibt es nicht nur in der Privatwirtschaft. Um das Bestehen der SBV 

auch anderenorts zu gewährleisten, bedarf es daher ebenso eines Übergangsmandates 

in diesen Bereichen. 

 In vielen Betrieben und Dienststellen werden die SBV seit jeher in die Arbeit der 

Arbeitsschutzausschüsse eingebunden. Gesetzlich verpflichtend ist dies bisher aber nicht. 

Das Arbeitssicherheitsgesetz muss daher entsprechend angepasst werden. 

Die ver.di-Forderungen hierzu sind: 

a. Beseitigung der Beteiligungsdefizite (allg. Unwirksamkeitsklausel) 

b. Übergangsmandat analog §21a BetrVG im BPersVG/LPersVG und im Bereich der 

Kirchen 

c. Aufnahme der SBV im §11 Arbeitssicherheitsgesetz 

6. Bessere Prävention und Beschäftigungssicherung durch das 

Betriebliche Eingliederungsmanagement 

Das Betriebliche Eingliederungsmanagement ist seit 2004 im SGB IX verankert und soll als 

präventive Maßnahme krankheitsbedingten Kündigungen vorbeugen sowie Fehlzeiten 

reduzieren. Im Koalitionsvertrag haben sich CDU, CSU und SPD dazu verpflichtet: „Das 

betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) wollen wir stärken und mehr Verbindlichkeit 

erreichen.“ Die Chance, diese Selbstverpflichtung im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes 

umzusetzen, wurde von der jetzigen Bundesregierung verpasst. 

Von vielen Unternehmen wird das BEM nicht genutzt, obwohl sie gesetzlich dazu 

verpflichtet sind. Um die Wiedereingliederung von Beschäftigten in allen Unternehmen auf 

einem guten Niveau zu erreichen, brauchen wir verbindliche und überprüfbare 

Mindeststandards. Sollten diese nicht eingehalten werden, müssen Sanktionen erfolgen. 

Eine entsprechende Bußgeldvorschrift ist im §156 SGB IX aufzunehmen. 

Unsere Forderungen sind: 

a. Verbindliche und überprüfbare Qualitätsstandards zur Umsetzung des BEM im 

SGB IX aufnehmen. 

b. Sanktionen bei Nichteinhaltung 

c. Die SBV muss in allen BEM-Verfahren beteiligt werden. 

Über oben genannte Punkte hinaus gibt es seitens ver.di weitere Forderungen. Sie sind im 

Antrag F087 des letzten ver.di-Bundeskongresses gebündelt. Von der kommenden 

Bundesregierung erwarten wir im Bereich der Teilhabepolitik, dass sie unsere Forderungen 

aufnimmt und zeitnah umsetzt und damit den Anforderungen der UN-BRK gerecht wird. 
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